[image: image1.png]VSAV VEREINIGUNG SCHWEIZERISCHER AMTSVORMUNDINNEN UND AMTSVORMUNDE
ASTO 'ASSOCIATION SUISSE DES TUTRICES €1 TUTEURS OFFICELS
ASTU 'ASSOCIAZIONE SVIZZERA DELLE TUTRICI E DEI TUTORI UFFICIALl





Zuständigkeit der Vormundschaftsbehörde bei Botschaftsangestellten

Sachverhalt

Kürzlich erhielten wir vom Zivilstandesamt eine telefonische Anfrage betreffend einer Geburtsmitteilung. 

Die Eltern des Neugeborenen sind ledig und wohnen beide an der gleichen Adresse in der Gemeinde Muri. Der Vater ist somit offenbar bekannt, hat die Vaterschaft bisher jedoch noch nicht anerkannt.

Beide sind Botschaftsangestellte. Es ist ihnen in dieser Funktion / diesem Status freigestellt, sich in Muri anzumelden und zivilrechtlichen Wohnsitz zu begründen. Im vorliegenden Fall sind sie nicht in der Gemeinde angemeldet.

Für uns stellen sich Fragen zum konkreten Fall, aber auch weitergefasst zur ganzen Thematik rund um Botschaftsangestellte ohne zivilrechtlichen Wohnsitz und allfällige vormundschaftliche Zuständigkeiten.

1. Hat die Vormundschaftsbehörde Muri im vorliegenden Fall eine Zuständigkeit? Wenn ja, wie ist sie begründet? 

2. Wohin gehört die Geburtsmitteilung, was sind die Aufgaben des Zivilstandsamtes, wenn keine Zuständigkeit der Vormundschaftsbehörde vorliegt?

3. Wie liegt die Zuständigkeit in anderen Situationen, insbesondere wie z.B. in einem früheren Fall, wo Kindesschutzmassnahmen gefordert waren?

4. Was gilt es zu beachten, wenn ein Elternteil nicht einer Botschaft angehört sondern normalen, zivilrechtlichen Wohnsitz begründen würde?

Erwägungen

Nach Konsultationen des Bundesamtes für Justiz und des Bundesamtes für auswärtige Angelegenheiten lassen sich dazu kurz zusammengefasst folgende Antworten erteilen:


1. Mutter und Vater des neu geborenen Kindes, dessen Mutter nicht verheiratet scheint, sind nach der Darstellung Botschaftsmitglieder. Ob es sich um Mitglieder des diplomatischen Personals, des Verwaltungs- und technischen Personals oder des dienstlichen Hauspersonals der Mission handelt, ist offen (Art. 1 des Wiener Übereinkommens über diplomatische Beziehungen, SR 0.191.01, welches die Schweiz am 30.10.1963 ratifiziert hat und welches am 24.4.1964 in der Schweiz in Kraft gesetzt worden ist). 

Aufgrund der Tatsache, dass sich die Kindsmutter in Muri aufhält (mit welchem Status auch immer), führte zur Geburtsmeldung an das dortige Zivilstandsamt und zur entsprechenden Meldung an die Vormundschaftsbehörde (Art. 34 lit. a und Art. 50 lit. a ZStV). Wir gehen davon aus, dass es sich bei den fraglichen Personen nicht um Schweizer Bürger handelt, sondern um Angehörige des Entsendestaates. Über den Status dieser Personen kann das Departement für auswärtige Angelegenheiten im Einzelfall genaue Auskunft geben (Art. 10 Wiener Übereinkommen). Zu beachten ist, dass die betroffenen Personen dem EDA alle Änderungen in Statusangelegenheiten (Heirat, Geburt etc) melden müssen, sodass eigentlich die Geburtsmeldung dort schon bekannt sein müsste (jedenfalls seitens der Mutter).


2. Für diplomatische Vertretungen gilt die Regel, dass sie die Mitglieder ihres Personals grundsätzlich frei bestimmen können (Art. 7 Wiener Übereinkommen) und dass dieses Personal grundsätzlich dem Entsendestaat angehört (Art. 8 Ziff. 1). Sie sind nicht verpflichtet, sich bei der Fremdenpolizei anzumelden, soweit sie über eine Legitimationskarte des Eidgenössischen Departements für auswärtigen Angelegenheiten (EDA) verfügen.

3. Handelt es sich um diplomatische Vertreter, so steht ihnen – von Ausnahmen, die hier nicht zutreffen, abgesehen - die Immunität von der Straf- Zivil- und Verwaltungsgerichtsbarkeit des Empfangsstaates zu (Art. 31 Wiener Übereinkommen), obwohl sie verpflichtet sind, die Gesetze des Empfangsstaates zu beachten (Art. 41 Wiener Übereinkommen). Das bedeutet, dass die Behörden des Empfangsstaates gegenüber diplomatischen Vertretern keine Vaterschaftssachen erfolgreich vor Gericht durchsetzen können. Allerdings besteht die Möglichkeit, dass der Entsendestaat auf die Immunität verzichtet (Art. 32 Wiener Übereinkommen).

4. Handelt es sich nicht um diplomatische Vertreter, sondern um andere Mitglieder des Missionspersonals, geniessen sie zwar im Rahmen von Art. 37 Wiener Übereinkommen gewisse Immunitäten und Privilegien, welche allerdings auf die hier zu beantwortende Frage nach der Regelung der Vaterschaft und des Unterhalts nicht von Belang sind, weil davon auszugehen ist, die Zeugung des Kindes sei nicht in Ausübung ihrer dienstlichen Tätigkeit erfolgt. 

5. Unabhängig davon, ob eine Pflicht zur Anmeldung bei der kommunalen Einwohnerkontrolle besteht oder nicht, wird Wohnsitz dort begründet,  wo man sich mit der Absicht des dauernden Verbleibens aufhält (Art. 20 Bundesgesetz über das Internationale Privatrecht IPRG, SR 291). Wenn die fragliche Mutter in Muri dauernd arbeitet und wohnt, weist sie und damit ihr Kind dort auch Wohnsitz oder zumindest gewöhnlichen Aufenthalt auf. Es ist deshalb davon auszugehen, dass die Schweizer Behörden aufgrund der Geburtsmeldung aktiv werden müssen (Art. 1 Übereinkommen über die Zuständigkeit der Behörden und das anzuwendende Recht auf dem Gebiet des Schutzes von Minderjährigen MSA; SR 0.211.231.01, welches anwendbar ist, wenn gewöhnlicher Aufenthalt und Staatsangehörigkeit auseinander fallen, Geiser in ZVW 1995 S. 39; BGE 114 II 414). Dasselbe lässt sich aus Art. 7 UN-KRK ableiten (Recht auf Kenntnis der Eltern und Registrierung). Ist der Vater bereit, sein Kind zu anerkennen, kann er dies vor dem Schweizer Zivilstandsamt verurkunden lassen (Art. 71 IPRG). Ist er nicht anerkennungswillig, und geniesst er keine Immunität in der Zivil- und Verwaltungsgerichtsbarkeit, erfolgt die Vaterschaftsklage am gewöhnlichen Aufenthalt des Kindes (Art. 16 GStG; im Falle internationalprivatrechtlicher Anknüpfung ist Art. 66 IPRG massgeblich). 

6. Für den Fall, dass der Kindsvater sein Kind nicht anerkennen will und Immunität von den Schweizer Gerichten geniesst (Art. 31 Wiener Übereinkommen), sind über die zuständigen diplomatischen Wege die nötigen Schritte einzuleiten. Diesbezüglich wäre eine zusätzliche Stellungnahme des Bundesamtes für Justiz, Abteilung Internationale Angelegenheiten, und des Eidgenössischen Departements für auswärtige Angelegenheiten einzuholen.

7. Damit ergibt sich folgende Beantwortung:

a) Hat die Vormundschaftsbehörde Muri im vorliegenden Fall eine Zuständigkeit? Wenn ja, wie ist sie begründet? 
Ja, Art. 1 MSA , Art. 7 UN KRK, Art. 16 und 17 GStG, Art. 50 lit. a ZStV. Geniesst der Vater diplomatische Immunität, so ist über den diplomatischen Weg abzuklären, ob auf die Immunität verzichtet wird oder der Entsendestaat die prozessuale Erledigung übernimmt. Sie wenden sich zu diesem Zweck an das Departement für auswärtige Angelegenheiten, Direktion für Völkerrecht, Abteilung Völkerrecht, Menschenrechte und humanitäres Völkerrecht , Sektion diplomatisches und konsularisches Recht, Bundesgasse 18, 3003 Bern, welches allein die Möglichkeit hat, diesbezüglich Klarheit zu schaffen.

b) Wohin gehört die Geburtsmitteilung, was sind die Aufgaben des Zivilstandsamtes, wenn keine Zuständigkeit der Vormundschaftsbehörde vorliegt?
Diesfalls wäre die Geburtsmeldung über den diplomatischen Weg (d.h. über die Sektion diplomatisches und konsularisches Recht, sh. oben) dem Entsendestaat zuzustellen.

c) Wie liegt die Zuständigkeit in anderen Situationen, insbesondere wie z.B. in einem früheren Fall, wo Kindesschutzmassnahmen gefordert waren?
Als Aufenthaltsbehörden sind die Vormundschaftsbehörden zuständig, wenn das Wohl des Kindes die Intervention erfordert. Das gilt namentlich auch für die Gefährdungs- und Eilzuständigkeit (Art. 8 und 9 MSA, Art. 85 IPRG). Allerdings kann die Vormundschaftsbehörde keine bindenden Anordnungen gegenüber Personen verfügen, welche unter Immunität stehen. Das bedeutet, dass bei einer notwendigen Kindesschutzmassnahme die örtlich zuständige Vormundschaftsbehörde das EDA einzuschalten hat, diesem der Sachverhalt unter Hinweis auf die vollständigen Personalien der betroffenen Personen darzulegen und die nötigen Massnahmen (soweit trotz allenfalls fehlendem rechtlichem Gehör schon abschätzbar) zu unterbreiten hat. Es liegt danach im Kompetenzbereich des EDA, das Weitere mit dem fraglichen Entsendestaat festzulegen.

d) Was gilt es zu beachten, wenn ein Elternteil nicht einer Botschaft angehört sondern normalen, zivilrechtlichen Wohnsitz begründen würde?
Sie verfahren nach den üblichen Regeln (Art. 309 ZGB), anwendbar ist Schweizer Recht, für die Zuständigkeit des Gerichts gilt bei internationalen Berührungen Art. 66 IPRG (für Klagen auf Feststellung oder Anfechtung des Kindesverhältnisses sind die schweizerischen Gerichte am gewöhnlichen Aufenthalt des Kindes oder am Wohnsitz der Mutter oder des Vaters zuständig). 
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar, Ligerz, 21.4.2006/2. Juni 2006
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